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MAGDEBURG/DPA. Die
schwarz-rot-gelbe Koalition
geht fest davon aus, dass die
Wahl von Sven Schulze (CDU)
zum neuen Ministerpräsiden-
ten in Sachsen-Anhalt im ersten
Wahlgang gelingen wird. „Das
ist einfach nicht die Zeit für
Spielchen“, sagte SPD-Fraktions-
vize Falko Grube. Er gehe davon
aus, dass die Wahl im ersten
Wahlgang erfolgen werde.

Ähnlich schätzen das die Ko-
alitionspartner CDU und FDP
ein. „Diese Wahl wird im ersten
Wahlgang funktionieren“, sagte
CDU-Fraktionsvorsitzender
Guido Heuer. Jeder in der Koali-
tion habe die Zeichen der Zeit
erkannt. „Die CDU steht.“

FDP-Fraktionsvize Jörg Bern-
stein betonte, in seiner Fraktion
sei kein abweichendes Stimm-
verhalten angekündigt worden.
Er rechnet deshalb mit einem
klaren Votum im ersten Wahl-
gang. Alles andere wäre ein
denkbar schlechtes Zeichen, so
Bernstein. Er erwarte, „dass wir
uns als Koalition der Tragweite
dieser Entscheidung alle be-
wusst sind“.

So ist der Zeitplan
Reiner Haseloff tritt am 27. Ja-
nuar von seinem Amt als Minis-
terpräsident zurück. Am 28. Ja-
nuar soll Wirtschaftsminister
Sven Schulze im Landtag zu sei-
nem Nachfolger gewählt wer-
den. In Umfragen lag die AfD
zuletzt klar vor der CDU.

Klappt die
Wahl im ersten
Anlauf?
Koalition steht hinter
Schulze als neuem
Ministerpräsidenten.

Auf Stimmen aus der Oppo-
sition kann Schulze am Mitt-
woch nicht hoffen, wie die Ver-
treter von AfD, Linken und Grü-
nen deutlich machten. Die AfD
hält es zudem für unwahr-
scheinlich, dass Schulzes CDU
mit dem vorzeitigen Wechsel
den Abstand in den Umfragen
verkleinern kann. „Die können
machen, was sie wollen – ich
glaube, die Leute haben die Na-
se voll von dieser Regierung“,
sagte Co-Fraktionschef Oliver
Kirchner. Er schloss aus, dass
die AfD am Mittwoch einen
eigenen Kandidaten bei der Mi-
nisterpräsidentenwahl aufstellt.

Kritik von der Linken
Linken-Fraktionsvorsitzende
Eva von Angern kündigte an,
dass ihre Fraktion Schulze nicht
wählen wird. Sie wirft dem
CDU-Politiker Wortbruch vor,
da er einen vorzeitigen Wechsel
im August noch ausschloss.
Sollte es die Koalition nicht
schaffen, Schulze im ersten
Wahlgang zu wählen, wäre das
„kein gutes Signal“, so von
Angern.

Auch Grünen-Landeschefin
Susan Sziborra-Seidlitz kritisiert
die CDU für den Wechsel an der
Regierungsspitze. Dies sei
„Machtpolitik hinter verschlos-
senen Türen“, sagte sie. „Wir
werden Sven Schulze nicht
wählen.“

Brocken: Kritik an
Bundeswehr-Werbung
BROCKEN/DPA. Die Pläne der
deutschen Bundeswehr, auf
dem Brockengipfel für Nach-
wuchs zu werben, stoßen bei
der Nationalparkverwaltung
auf Ablehnung. Dem National-
park Harz komme als Groß-
schutzgebiet eine besondere
Verantwortung für den Schutz
und Erhalt geschützter Arten
zu, die sehr empfindlich auf
Störungen reagierten, teilte die
Nationalparkverwaltung mit.
Man sei mit den Plänen vor
vollendete Tatsachen gestellt
worden. Das Vorhaben der
Bundeswehr sei äußerst unsen-
sibel. Die Nationalparkverwal-
tung kritisiert, dass die Bro-
ckenkuppe Lebensraum selte-
ner und bedrohter Tierarten
sei. Gerade die geplanten Hub-
schrauberlandungen und Tief-
flüge seien außerordentlich be-
denklich. Man habe der Bun-
deswehr bereits einen konkre-
ten Alternativvorschlag außer-
halb des Nationalparks unter-
breitet.

Haft für Missachtung
von Kontaktverbot
BERNBURG/MZ. Ein 31-jähriger
Mann ist am Amtsgericht Bern-
burg zu einer Haftstrafe ver-
urteilt worden, weil er das Kon-
taktverbot zu seiner Mutter
missachtet hatte. Diese hatte es
beantragt, weil ihr Sohn seit
mehren Jahren schwer alkohol-
abhängig ist. Wegen etlichen
Verstößen gegen das Gewalt-
schutzgesetz landete der be-
reits seit dem 5. September
2025 in Untersuchungshaft sit-
zende Mann auf der Anklage-
bank des Saals 119 im Bernbur-
ger Amtsgericht. Außerdem
warf Staatsanwalt Pacyna dem
Mandanten von Hendrik Funke
Widerstand gegen Vollstre-
ckungsbeamte, Sachbeschädi-
gung und Beleidigung vor. Ins-
gesamt hat er in der Zeit zwi-
schen dem 25. März 2025 und
dem 5. September 2025 satte
19 Straftaten begangen. Das
Gericht verurteilte ihn zu
einem Jahr Freiheitsstrafe und
Therapie.
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Aufgefallen

Im Disziplinarverfahren gegen
die Magdeburger Oberbürger-
meisterin Simone Borris (par-
teilos) ist weiterhin unklar,
wann es eine Entscheidung gibt.
„Die Ermittlungen dauern an,
wann mit einem Abschluss ge-
rechnet werden kann, ist derzeit
noch nicht prognostizierbar“,
sagte eine Sprecherin des Lan-
desverwaltungsamts auf Nach-
frage.

Die Behörde hatte im Okto-
ber ein Disziplinarverfahren
gegen Borris eingeleitet. Hinter-
grund sind Vorgänge um einen
privaten Weihnachtsmarkt in
der Magdeburger Innenstadt als
Konkurrenz zum städtischen
Weihnachtsmarkt. Im Zuge des-
sen war Borris eine zu enge Nä-
he zu einzelnen Unternehmen
und respektlose Wortwahl
gegenüber ihrer Verwaltung
vorgeworfen worden. E-Mails
sollen das belegen. Borris hatte
sich daraufhin vor dem Stadtrat
entschuldigt. FOTO: DPA

Ermittlungen
gegen Borris
dauern an

„Antisemitismus ist keine Paranoia“: Ein Mitglied einer jüdischen Gemeinde über seinen Alltag

Am Tag des antisemitischen An-
schlags am Bondi Beach in Austra-
lien haben wir auch in unserer Ge-
meinde Chanukka gefeiert. Ich ha-
be die Nachrichten aus Australien
gelesen und gedacht: Willst du
jetzt wirklich zur Chanukka-Feier
gehen? Willst du, dass deine Kin-
der gehen? Wir haben uns schon
sicher gefühlt, schließlich war ja
auch Polizei da. Immer stehen Poli-
zisten vor der Synagoge. Und das
heißt natürlich, dass du deinen Kin-
dern erklären musst, warum da
Polizei ist. Ich sage ihnen, es gibt
Menschen, die wollen uns nichts
Gutes. Und die Polizei passt auf, da-
mit uns nichts passiert.

Ich bin als Jude in Deutschland
zum Glück noch nie antisemitisch
beleidigt, bedroht oder gar tätlich
angegriffen worden. Anders als
Kind in der früheren Sowjetunion,
da habe ich leider schon Beleidi-

gungen erleben müssen. Jetzt bin
ich seit fast 30 Jahren hier, aktuell
als Arzt mit eigener Praxis in Sach-
sen-Anhalt. Von meiner jüdischen
Abstammung wissen die Men-
schen in meiner beruflichen und
privaten Umgebung. Ich habe mich
als Jude nie versteckt, will das aber,
besonders jetzt, nicht in die breite
Öffentlichkeit tragen. Deswegen
möchte ich anonym bleiben. Ich
möchte nicht, dass irgendein Idiot,
verzeihen Sie den Ausdruck, zu mir
in die Praxis kommt, Wände be-
schmiert, mich oder mein Team be-
droht oder Schlimmeres. Ich habe
Verantwortung für meine Familie
und für meine Angestellten.

Bis etwa 2010 war ich der aus heu-
tiger Sicht naiven Überzeugung,
dass Antisemitismus in Deutsch-
land keine wirklich große Rolle
mehr spielt, „normale“ Vorurteile,
die man eben kennt. Aber dann hat

sich das Blatt gewendet. Ich erinne-
re mich, wie ich im Urlaub Nach-
richten geschaut habe, ein Bericht
über eine Demo gegen Israel. Da
waren plötzlich Rufe zu hören: „Ju-
den ins Gas!“, so etwas.

Das hat mich erschrocken, auch
das Ausbleiben irgendwelcher
nennenswerten Reaktionen – nur
gebetsmühlenartige Empörung
der Politiker, die in den nächsten
Jahren nach jedem antisemitischen
Vorfall zu hören war. Seitdem ist bei
mir ein Gefühl von Unsicherheit ge-
wachsen, auch genährt von dem,
was man von den Kindern erfährt:
„Judensau“ ist wohl eines der gän-
gigsten Schimpfwörter auf deut-
schen Schulhöfen. Ich kenne viele
junge Menschen aus unserer Ge-
meinschaft, die nicht wollen, dass
man außerhalb ihres engen Umfel-
des von ihrer jüdischen Abstam-
mung weiß.

Leider gab es immer Menschen,
die Juden für alles Übel auf der
Welt verantwortlich machen. Seit
dem 7. Oktober 2023, dem barba-
rischen Angriff der Hamas auf Is-
rael, hat sich das explosionsartig
verstärkt. Da sind so viel Hass und
Aggressivität. Ich denke auch an
den Report der Anti-Diffamie-
rungs-Liga (eine Organisation, die
gegen Diskriminierung von Juden
eintritt, d. Red.). Lange vor dem
Vorfall von Sydney ist dort Austra-
lien wegen wachsenden Judenhas-
ses hervorgehoben worden.
Deutschland wurde aber auch nicht
auf dem letzten Platz erwähnt. Anti-
semitismus ist keine Paranoia, son-
dern real. Wir Juden müssen damit
leben. PROTOKOLL: ALEXANDER SCHIERHOLZ

Unser Gesprächspartner gehört
einer jüdischen Gemeinde in Sach-
sen-Anhalt an. Sein voller Name ist
der MZ bekannt.

„Das Sicherheitsgefühl ist weg“

HALLE/MZ. An diesem Dienstag
vor 81 Jahren, am 27. Januar 1945,
haben sowjetische Soldaten das
Vernichtungslager Auschwitz be-
freit; seit 2005 ist dieser Januartag
internationaler Holocaust-Ge-
denktag. Alexander Schierholz
sprach aus diesem Anlass mit der
Geschäftsführerin des Landesver-
bandes der jüdischen Gemeinden
in Sachsen-Anhalt, Rimma Fil.

Frau Fil, was bedeutet der Holo-
caust-Gedenktag für die jüdi-
sche Gemeinschaft heute?
Rimma Fil: Der 27. Januar ist ein
Eckpfeiler des Gedenkens, einer
der wichtigsten Tage nicht nur im
jüdischen Kalender, sondern für
alle Menschen. Weil der Holocaust
ein Anschlag auf die gesamte
Menschheit war. Ich fühle mich an
diesem Tag als Teil der sechs Mil-
lionen von den Nazis ermordeten
Juden. Es gibt keine jüdische Fami-
lie, die nicht vom Holocaust betrof-
fen ist. Meine Familie stammt aus
dem Donbass in der Ukraine, sie
wurde von den Nazis vertrieben,
Verwandte von mir wurden ermor-
det. Mein Vater erzählte bis zu sei-
nem Lebensende davon. Wir dür-
fen aber an diesem Tag nicht nur
um die Ermordeten trauern.

Wie meinen Sie das?
Der 27. Januar ist eng verwoben
mit dem 7. Oktober 2023, dem Tag
des terroristischen Angriffs der Ha-
mas auf Israel – die brutalste Er-
mordung von Juden seit dem Ho-
locaust. Seitdem ist die Situation
für Juden in Deutschland, und
nicht nur hier, deutlich schlechter
geworden, die Zahl antisemiti-
scher Vorfälle ist deutlich gestie-
gen. Davon dürfen wir uns nicht
schulterzuckend abwenden.

Wie erleben Juden in Sachsen-
Anhalt Antisemitismus im All-
tag?
In verschiedenen Formen. Es gibt
leider immer noch den Antisemi-
tismus von rechts, da werden jüdi-
sche Friedhöfe geschändet, Gräber
beschmiert. Oder es werden Stol-
persteine gestohlen, wie 2024 in
Zeitz und in Magdeburg. Und wir
erleben seit dem 7. Oktober 2023
zunehmend einen aggressiven is-
raelbezogenen Antisemitismus,
von links, aber auch von radikaler
islamistischer Seite, der sich gegen
hier lebende Juden richtet.

Worum geht es da konkret?
Ich nenne Ihnen ein Beispiel aus
der jüdischen Gemeinde in Mag-
deburg. Ein Gemeindemitglied
dort ist sehr traditionell, er hat
einen langen Bart, trägt ein langes
Gewand und einen schwarzen
Hut. In der Straßenbahn wird er re-
gelmäßig beleidigt und bedroht,
selbst von Kindern.

Daraus spricht Angst…
Natürlich, das ist eine Form von

Angst. Wobei ich den Begriff nicht
mag. Angst schränkt ein. Aber wir
müssen vorsichtig sein.

Was heißt das für Sie?
Wenn ich Straßenbahn fahre, zeige
ich meinen Davidstern nicht mehr,
den ich als Medaillon an einer Ket-
te trage. Neulich habe ich mir
einen Döner gekauft. Der Verkäu-
fer war sehr nett, wir kamen ins
Gespräch. Er hat mich nach mei-
ner Familie gefragt, nach meinem
Job. Ich habe nicht gesagt, dass ich
für die jüdische Gemeinschaft
arbeite. 2017, als ich aus der Ukrai-
ne nach Deutschland kam, konnte
ich noch frei erzählen, dass ich Jü-
din bin. Das geht nicht mehr. Das
Sicherheitsgefühl ist weg.

Wie kommt das? Welche Erfah-
rungen haben Sie gemacht?
Nach dem 7. Oktober wollten eini-
ge meiner muslimischen Bekann-
ten nicht mehr mit mir sprechen.
Und manchmal bekam ich via

WhatsApp eindeutige antisemiti-
sche Botschaften: Symbole der Ha-
mas oder Landkarten, auf denen
ein angeblicher palästinensischer
Staat das israelische Staatsgebiet
mit einschließt, Israel also quasi
ausgelöscht ist.

Wie gehen Sie damit um?
Die Absender solcher Botschaften
habe ich blockiert.

Nicht alle sind so robust. Es gibt
Juden, die in Deutschland auf
gepackten Koffern sitzen.
Ja, die gibt es, auch in Sachsen-An-
halt. Aber es sind wenige. Warum
sollten wir Deutschland verlassen?
Es ist unser Land, für viele unserer
Kinder Heimatland, wir sind Teil
der Gesellschaft.

Wie erklären Sie sich, dass Juden
in Deutschland quasi verant-
wortlich gemacht werden für die
israelische Politik und deshalb
antisemitisch attackiert wer-
den?
Zunächst muss man klären, wovon
wir überhaupt sprechen: Von
Schuld oder von Verantwortung?
Gerade in Deutschland ist diese
Unterscheidung, vor dem Hinter-
grund der Shoah, zentral. Für die
Gewalt und die Eskalation seit
dem 7. Oktober trägt die Hamas
Schuld und Verantwortung. Der
7. Oktober war und ist eine unfass-
bare Tragödie für alle.

Aber für seine Militäreinsätze
im Gazastreifen hat Israel die
Verantwortung.
Israel ist ein Staat, dessen zentrale
Aufgabe der Schutz seiner Zivilbe-
völkerung ist. Die aktuellen militä-
rischen Handlungen sind eine Re-

aktion auf den Terror der Hamas.
Israel hat das Recht, sich zu vertei-
digen – und gleichzeitig ist es eine
große Tragödie, dass Menschen
leiden.

Viele Juden hierzulande fühlen
sich Israel eng verbunden. Aber
wir leben in Deutschland, viele
von uns sind deutsche Staatsbür-
ge. Wir haben hier Verantwortung
für unsere Gesellschaft und unser
Handeln, nicht in Israel. Niemand
käme auf die Idee, mich für die
Politik von Trump verantwortlich
zu machen, nur weil ich Verwand-
te in den USA habe. Dass dieser
Maßstab bei Juden angewendet
wird, ist nichts anderes als Antise-
mitismus.

Was wünschen Sie sich als Teil
der deutschen Gesellschaft von
dieser Gesellschaft?
Dass uns viele Menschen noch
mehr wahrnehmen und den Weg
zu uns finden, zum Beispiel zu jü-
dischen Kulturtagen. Unsere Syn-
agogen sind nicht nur Orte des Ge-
bets, sondern auch der Bildung,
Kultur und Begegnung. Die jüdi-
sche Kultur ist seit 1.000 Jahren ein
Teil der deutschen Kultur.

Werden Juden vom Staat ausrei-
chend geschützt?
In Sachsen-Anhalt sehe ich den
Staat an unserer Seite, vor allem
der bisherige Ministerpräsident ist
da sehr engagiert. Der neue Staats-
vertrag mit dem Land gewährleis-
tet seit dem vergangenen Jahr
auch bei steigenden Kosten die Si-
cherheit unserer Synagogen. Sie
werden rund um die Uhr bewacht.
Die Polizei macht da einen sehr
guten Job und gibt uns das Gefühl,
nicht allein zu sein. Kommentar

Beleidigungen und Hass auf dem Handy: Zum Holocaust-Gedenktag spricht Rimma Fil vom
Landesverband der jüdischen Gemeinden über alltäglichen Antisemitismus und dessen Folgen.
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„Der Holocaust
war ein Anschlag
auf die gesamte
Menschheit.“

Sven Schulze will die Nachfolge von
Reiner Haseloff antreten. FOTO: DPA

Nicht nur die 2023 eröffnete neue Synagoge in Dessau steht unter Polizeischutz. FOTO: HENDRIK SCHMIDT/DPA
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